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Antrag 

der Abgeordneten Daubertshäuser, Antretter, Adler, Bamberg, Ewen, Faße, Haar, 
Dr. Hartenstein, Hasenfratz, Dr. Hauchler, Ibrügger, Kretkowski, Lennartz, Dr. Niese, 
Pauli, Purps, Schanz, Steinhauer, Reschke, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Tempo 30 für Wohngebiete 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, § 3 Abs. 3 Nf . 1 der 
Straßenverkehrs-Ordnung wie folgt zu ändern: 

„1. innerhalb geschlossener Ortschaften 50 km/h für die mit dem 
Zeichen 306 ausgeschilderten Vorfahrtstraßen und 30 km/h 
für alle anderen Innerortsstraßen", 

Bonn, den 31. Juli 1989 
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Dr. Vogel und Fraktion 
Begründung 

Tempo 30 kann die Zahl der Unfallopfer halbieren. Deshalb kann 
der Gesetzgeber angesichts der Unfallentwicklung in den Städten 
generell höhere Geschwindigkeiten als Tempo 30 nicht verant- 
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Worten. Im Einzelfall müssen aber die kommunalen Körperschaf- 
ten unter Berücksichtigung der örüichen Gegebenheiten höhere 
Geschwindigkeiten zulassen können, 

— wenn dies nötig ist für den Verkehrsfluß, 

— wenn die Straße höhere Geschwindigkeiten zuläßt (ausrei- 
chende Fahrbahnbreite, keine parkenden Autos zwischen 
Fahrbahn und Fußwegen etc.), 

— wenn die Verkehrssicherheitsbedürfnisse von Kindern, Fuß- 
gängern, Radfahrern etc. nicht eingeschränkt werden, 

— wenn dies mit den Interessen der Anlieger vereinbar ist. 

Ob in unseren Wohn- und Lebensbereichen höhere Geschwindig- 
keiten als Tempo 30 nötig und vertretbar sind, kann nicht der 
Gesetzgeber von oben und am grünen Tisch entscheiden. Dies 
können nur die kommunalen Behörden. Sie kennen die örtlichen 
Verhältnisse und sie wissen, was im Interesse der dort lebenden 
Menschen nötig ist. 

Auch der Deutsche Städtetag verfolgt das Ziel, die zu hohen Kfz- 
Geschwindigkeiten in den Städten und Gemeinden zu reduzie- 
ren, die Straßenräume besser städtebaulich zu integrieren und die 
Umweltsituation zu verbessern. Er hat sich deshalb ebenfalls für 
Tempo 30 ausgesprochen. Verkehrsberuhigung ist keine Modeer- 
scheinung, sie ist ein notwendiges Instrument zur Bewältigung 
der negativen Begleiterscheinungen des motorisierten Individual- 
verkehrs. Verkehrsberuhigung darf deshalb nicht nur als ein 
technisches Mittel zur Verbesserung der Verkehrssicherheit in 
Einzelbereichen gesehen werden, sondern als ein Instrument, das 
auch unter städtebaulichen und Umweltgesichtspunkten Bedeu- 
tung hat. 

Die Kinderkommission des Deutschen Bundestages hat darauf 
hingewiesen, daß Tempo 30 insbesondere die Verkehrssicherheit 
der Kinder erhöhte. Sie hat deshalb eine umfassende Absenkung 
des innerörtlichen Tempolimits gefordert. 

Tempo 30 in Wohngebieten entspricht auch umweltpolitischen 
Erfordernissen: 

— Schadstoffemissionen aus Pkw und Lkw nehmen infolge 
Tempo 30 für alle Schadstoffe ab. Bei Stickoxiden können rund 
8 Prozent der innerörtlichen bzw. rund 2 Prozent der gesamten 
durch den Pkw verursachten Abgasemissionen vermieden 
werden, 

— Tempo 30 führt im Vergleich zu Tempo 50 bei konsequenter 
niedertouhger Fahrweise zu rund 14 Prozent Kraftstoffeinspa- 
rung, der Lärm nimmt um 5 bis 5 dB(A) ab. Auch verringern 
niedrigere Geschwindigkeiten den Flächenbedarf für den Kfz- 
Verkehr. 
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